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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.10.2005 

Geschäftszahl 

2005/05/0176 

Rechtssatz 

Wurde eine nachträgliche Baubewilligung für einen vorschriftswidrigen Bau nicht erwirkt und erfolgte der 
Bauauftrag gemäß § 129 Abs. 10 BauO für Wien daher zu Recht, so ändert eine - allenfalls anzunehmende - 
Vermutung der Rechtmäßigkeit eines Altbestandes nichts daran. (Nach dem Beschwerdevorbringen war auf dem 
Baugrundstück bis Juli 2004 ein Haus errichtet). Durch den erfolgten Abbruch ist nämlich der (allenfalls auch 
vermutete) Konsens dieses Gebäudes untergegangen (vgl. die hg. Erkenntnisse vom 1. September 1998, Zl. 
98/05/0060, und vom 17. Februar 1994. Zl. 93/06/0223). 


